
Zum Schluß kam der Referent auf eine von A r t z t 
geäußerte Auffassung zu sprechen, daß nämlich eine 
weitgehende rechtliche Gleichstellung des nichtehe­
lichen Kindes das Ergebnis haben könne, sich negativ 
auf die Festigung der ehelichen Verhältnisse auszu­
wirken. Dieser Sorge schloß sich Jansen nicht an und 
vertrat die Meinung, daß man bei der Entscheidung 
der hier behandelten Frage nur "von der Stellung des 
nichtehelichen Kindes in unserer Ordnung ausgehen 
könne.

Die Diskussion begann, da Prof. Dr. Nathan erst später 
eintraf, mit dem Vortrag der wichtigsten Gedanken 
seines inzwischen veröffentlichten Artikels „Der. Unter­
haltsanspruch des nichtehelichen Kindes“ (NJ 1957
S. 170) aus dem Manuskript. Bereits damit war die 
Auseinandersetzung mit der Entscheidung des Obersten 
Gerichts in den Mittelpunkt der weiteren Diskussion 
gerückt, und die sich anschließenden Ausführungen von 
Oberrichter H e i n r i c h  waren nicht nur ein Kommen­
tar dieser Entscheidung, sondern bestimmten als eine 
den Thesen des Referats grundsätzlich widerspre­
chende Konzeption den Bogen der Auseinandersetzung. 
Es handele sich gemäß Art. 33 der Verfassung um die 
Beseitigung der Nachteile, die das BGB aufweise, nicht 
aber um die Frage, welche Rechtsfolgen sich aus einer 
Verwandtschaft des nichtehelichen Kindes ergeben. Der 
Ausgangspunkt der Verwandtschaft bei der Beurteilung 
der rechtlichen Stellung des nichtehelichen Kindes 
zwinge auch zu allen rechtlichen Schlußfolgerungen 
hinsichtlich der Ansprüche der Eltern gegen das Kind. 
Es sei aber sehr fraglich, ob eine solche Konzeption als 
Ganzes für das Kind nicht nachteilig sei. Sei man aber 
bei den Schlußfolgerungen nicht konsequent, so ver­
halte man sich praktizistisch. Es sei insbesondere wis­
senschaftlich unbefriedigend, daß Nathan die Konse­
quenzen nur für das Unterhaltsrecht ziehe, nicht aber 
auch für das Erbrecht.

Wenn auch § 61 des Entwurfs eines Familiengesetz­
buches von einer Fiktion ausgehe, so kenne dieser 
Entwurf doch die Statusklage. Der Statusprozeß sei 
aber nicht die derzeitige Praxis. Im Gegenteil begründe 
das Urteil über die Zahlvaterschaft nur eine auf die 
Parteien beschränkte Rechtskraft, so daß dem später 
auf Unterhalt in Anspruch genommenen Vater des Er­
zeugers sämtliche Einwendungen verblieben.

Nach § 64 des Entwurfs des FGB sei die Anerken­
nung der Vaterschaft unter bestimmten Voraussetzun­
gen widerruflich, und auch nach § 65 könne unter Um­
ständen die gerichtliche Feststellung der Vaterschaft 
wieder aufgehoben werden, beides mit rückwirkender 
Kraft. Im Hinblick hierauf könne es sich allenfalls um 
eine Verwandtschaft besonderer Art handeln.

Die Gerichte würden die durch Art. 33 der Verfas­
sung der DDR bestimmten Grenzen der Rechtsprechung 
überschreiten, wenn sie, ausgehend von § 1589 Abs. 1 
BGB, einen ganzen Komplex gesetzlicher Bestimmun­
gen im Wege der Rechtsgestaltung für anwendbar er­
klären würden.

Der Anspruch aus § 1712 BGB könne nicht neben 
dem Unterhaltsanspruch gegen den Vater des Erzeu­
gers oder neben dem Erbrecht bestehe«. Insbesondere 
hieraus folge der schuldrechtliche Charakter dieser 
Bestimmung.

Die konsequente Verwirklichung der Rechtsfolgen aus 
der Verwandtschaft müsse auch zur Zubilligung des Erb­
rechts führen, was aber heute einhellig abgelehnt werde. 
Ebenso würde dann die Schlüssigkeit der Klage im Hin­
blick auf § 1603 BGB eine ausreichende Darlegung der 
Leistungsfähigkeit des Verklagten erfordern, was die 
Arbeit der Abteilungen Jugendhilfe/Heimerziehung 
wesentlich erschweren müßte. In dieser Hinsicht unzu­
reichende Klagebegründungen würden dann auch den 
Erlaß eines Versäumnisurteils ausschließen, so daß in 
zahlreichen Fällen auch Verzögerungen der Rechtsver- 

* folgung eintreten müßten. Auch alle diese Schlußfolge­
rungen bestätigten die vom OG vertretene Auffassung, 
daß die rechtliche Stellung des nichtehelichen Kindes 
heute nicht durch die Verwandtschaft bestimmt werde.

Den Ausführungen des Referenten stimmte Haupt­
referent W ä c h t l e r  (Ministerium der Justiz) voll zu. 
Zufolge Artikel 33 der Verfassung bestehe volle Über­
einstimmung zwischen dem biologischen und dem

juristischen Begriff der Verwandtschaft. Deshalb sei 
auch das nichteheliche Kind im Sinne von § 1589 Abs. 1 
BGB mit seinem Vater verwandt. Keinesfalls stellten 
die Absätze 1 und 2 des § 1589 BGB einen einheit­
lichen Begriff der Verwandtschaft dar. Die Regelung 
des BGB für das eheliche Kind könne aber nicht sche­
matisch auf die Rechtsbeziehungen des nichtehelichen 
Kindes übertragen werden, es bedürfe immer einer Be­
rücksichtigung der realen Lebensverhältnisse.

Im weiteren Verlauf der Diskussion ging Prof. 
Dr. A r t z t ebenfalls von der Tatsache der Verwandt­
schaft aus, gelangte jedoch zu anderen Schlußfolgerun­
gen, während sowohl Staatsanwalt F e i l e r  als auch 
der . wissenschaftliche Aspirant H o f m a n n die Ver­
wandtschaft nicht als die entscheidende Frage be­
trachteten.

A r t z t stimmte dem Referenten zu, daß es im Sinne 
des Art. 33 der Verfassung ein Nachteil sei, daß nach 
dem BGB das nichteheliche Kind mit seinem Vater 
nicht verwandt sei. Deshalb sei auch für das nichtehe­
liche Kind die Verwandtschaft anzuerkennen. Damit 
sei aber die Frage nach den Rechtsbeziehungen zwi­
schen dem nichtehelichen Kind und seinem Erzeuger 
noch nicht entschieden. Die Verwandtschaft des BGB 
als rechtserhebliche Tatsache könne nicht unkritisch 
auf unsere gesellschaftlichen Verhältnisse übertragen 
werden, denn jede rechtserhebliche Tatsache unseres 
Rechts müsse Ausdruck des sozialistischen Rechts­
bewußtseins sein sowie die Überbaufunktion unseres 
Rechts verwirklichen. Deshalb müsse der Charakter 
der Beziehungen zwischen Kind und Erzeuger analy­
siert werden. Artzt wies im Ergebnis auf die vielen 
Unterschiede hin, die bestehen zwischen diesen Be­
ziehungen beim ehelichen und beim nichtehelichen 
Kind: die unterschiedliche Vermutung der §§ 1591 und 
1717 BGB, das fehlende Zusammenleben des nichtehe­
lichen Kindes mit seinem Erzeuger, die alleinige elter­
liche Sorge und gesetzliche Vertretung der Mutter, die 
Bestimmung des Familiennamens, das Erbrecht und 
nicht zuletzt die gesetzliche Bestimmung, daß die 
Adoption des Kindes der Zustimmung seines Vaters 
nicht bedarf, so daß sich der Unterhaltsanspruch eigent­
lich als die einzige Rechtsbeziehung zwischen dem 
nichtehelichen Kind und seinem Erzeuger erweise. Be­
züglich der unterschiedlichen rechtlichen Bedeutung 
der durch die verschiedenen Lebensverhältnisse der 
Eltern bedingten gesetzlichen Vermutung verwies Artzt 
auch auf das ungarische Familiengesetzbuch. Haben die 
Eltern eines nichtehelichen Kindes in Lebensgemein­
schaft oder in ständigen geschlechtlichen Beziehungen 
gelebt, so hat das nichteheliche Kind die gleiche recht­
liche Stellung wie ein eheliches; andernfalls kennt das 
Gesetz mangels konkreten Nachweises der Abstam­
mung nur die Zahlvaterschaft8).

Die vom Gesetz notwendigerweise aus den unter­
schiedlichen Beziehungen hergeleitete Abstammung 
führe somit beim ehelichen und beim nichtehelichen 
Kind zu gesellschaftlich sehr unterschiedlichen Bezie­
hungen, die sich in ihren wichtigen Merkmalen grund­
sätzlich voneinander unterscheiden. Die Verwandtschaft 
als rechtserhebliche Tatsache müsse deshalb im Hin­
blick auf die Funktionen des Rechts auch eine unter­
schiedliche Bedeutung haben. Deshalb könne die 
Aufhebung von § 1589 Abs. 2 BGB nicht zur Folge 
haben, daß § 1589 Abs. 1 BGB mit allen Rechtsfolgen 
auch für das nichteheliche Kind Geltung habe. Diese 
Auffassung finde in der Praxis gerade beim Erbrecht 
ihre Bestätigung. Deshalb könne auch die Rechtsauf­
fassung von Nathan nicht richtig sein, zumal sie eine 
besondere Theorie benötige, um die Konsequenzen des 
Erbrechts wieder auszuschalten. Das Gericht habe 
deshalb, ausgehend von dem im Rahmen des Art. 33 
der Verfassung sanktionierten Recht, unter Ablehnung 
einer schematischen Übernahme der §§ 1601 if. BGB 
über die Rechte und Pflichten des nichtehelichen Kindes 
in Übereinstimmung mit dem Charakter unserer ge­
sellschaftlichen Verhältnisse und der Funktion unseres

8) vgl. hierzu Jansen, Die Erfahrungen mit dem ungarischen 
Familiengesetzbuch und der Entwurf des Familiengesetzbuchs 
der Deutschen Demokratischen Republik, Wissenschaftliche 
Zeitschrift der Deutschen Akademie für Staats- und Rechts­
wissenschaft „Walter Ulbricht“, 5. Jahrgang, Heft 1 S. 47, 
insbesondere S. 55.
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